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(3) Der Wehrpflichtige ist ab, 0.00 Uhr des im Ein­
berufungsbefehl festgelegten Einberufungstages Ange­
höriger der Nationalen Volksarmee bzvv. des Organs 
des Wehrersatzdienstes.

(4) Die Wehrpflichtigen haben sich spätestens 3 Tage 
vor ihrer Einberufung unter Vorlage des Einberu­
fungsbefehls und des persönlichen Wehrdokuments bei 
der für ihren Wohnsitz zuständigen Meldestelle der 
Deutschen Volkspolizei zum Wehrdienst abzumelden. 
Das gilt nicht bei der Einberufung zum Reservisten­
wehrdienst oder bei der Einberufung im Verteidi­
gungszustand.

(5) Der Einberufungsbefehl berechtigt zur Freifahrt 
vom Wohnort zum Einberufungsort.

IV. A b s c h n i t t

Mittcilungspflicht, Freistellung 
von der Arbeit und Kosten

§15

(1) Der Mitteilungspflicht über Veränderungen zur 
Person gemäß §5 des Wehrpflichtgesetzes unterliegen:

a) Wehrpflichtige von dem Zeitpunkt der Erfassung 
an, soweit sie zum persönlichen Erscheinen aufge­
fordert wurden

b) Wehrpflichtige mit dem Zeitpunkt, an dem sie die 
Aufforderung zur Musterung erhalten, soweit sie 
nicht bereits von den Bestimmungen unter 
Buchst, а erfaßt sind

c) gediente Reservisten, auch wenn die Ableistung 
des Wehrdienstes vor Verkündung des Wehr­
pflichtgesetzes bzw. Einberufung zur Überprüfung 
der Reservisten gemäß § 30 des Wehrpflichtgeset­
zes vor der Erfassung bzw. Musterung erfolgte

d) Wehrpflichtige, die sich freiwillig zur Ableistung 
des aktiven Wehrdienstes, Wehrersatzdienstes 
oder Reservistenwehrdienstes melden, mit ihrer 
Meldung beim zuständigen Wehrkreiskommando.

(2) Nach Vollendung des 35. Lebensjahres des Wehr­
pflichtigen beschränkt sich die Mitteilungspflicht über 
Veränderungen zur Person auf Änderungen des Wohn­
sitzes und Auslandsreisen. Das gilt nicht für Wehr­
pflichtige, die vom Wehrkreiskommando besondere 
Auflagen erhalten haben.

(3) Dauernd dienstuntaugliche Wehrpflichtige unter­
liegen nicht der Mitteilungspflicht über Veränderungen 
zur Person. Die Pflichten nach § 17 Satz 2 und § 18 
des Wehrpflichtgesetzes bleiben davon unberührt.

(4) Das Wehrkreiskommando ist berechtigt, die 
Wehrpflichtigen zum persönlichen Erscheinen aufzu­
fordern, wenn es zur Berichtigung der Wehrunterlagen 
erforderlich ist.

(5) Bei jeder persönlichen Meldung beim Wehrkreis­
kommando haben die Wehrpflichtigen die Wehrdoku- 
.mente vorzulegen.

(6) Die Dienststellen der Deutschen Volkspolizei ha­
ben dem Wehrkreiskommando die Änderungen des 
Wohnsitzes und den Tod von erfaßten Wehrpflichti­
gen unverzüglich mitzuteilen.

•(7) Der Minister für Nationale Verteidigung ist be­
rechtigt, staatlichen Organen, Betrieben, gesellschaft­
lichen Organisationen oder sonstigen Einrichtungen 
Pflichten zur Meldung von Tatsachen über Wehr­
pflichtige aufzuerlegen.

§ 16
(1) Die staatlichen Organe, Betriebe, gesellschaft­

lichen Organisationen oder sonstigen Einrichtungen 
sind verpflichtet, die Wehrpflichtigen für die benö­
tigte Zeit zur Erfassung (soweit persönliches Erschei­
nen verlangt wigfl), Musterung, Diensttauglichkeitsun­
tersuchung, Einberufungsüberprüfung, einschließlich 
der dazu erforderlichen ambulanten medizinischen Un­
tersuchungen, oder zur Erfüllung der Mitteilungspflicht 
über Veränderungen zur Person, wenn das persönliche 
Erscheinen beim Wehrkreiskommando erforderlich ist, 
von der Arbeit freizustellen.

(2) Für die Dauer der Freistellung von der Arbeit 
gemäß Abs. 1 ist den Wehrpflichtigen, die in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis stehen bzw. die Mitglieder von 
Genossenschaften sind, durch die staatlichen Organe, 
Betriebe, gesellschaftlichen Organisationen oder sonsti­
gen Einrichtungen ein Ausgleich in Höhe des Durch­
schnittsverdienstes zu zahlen. Dieser Anspruch besteht 
nicht, wenn der Wehrpflichtige das persönliche Erschei­
nen selbst verschuldet hat bzw. seiner Mitteilungs­
pflicht über Veränderungen zur Person nicht unver­
züglich nachgekommen ist.

§17
(1) Der Rat des Kreises, der Stadt (außer kreisange­

hörige Städte) bzw. des Stadtbezirkes trägt die mit der 
Musterung oder Diensttauglichkeitsuntersuchung ge­
mäß den §§ 6 und 8 Absätze 5 und 6 sowie mit der 
Einberufungsüberprüfung gemäß § 13 Abs. 3 verbunde­
nen Kosten.

(2) Die Erstattung von Fahrkosten, die dem Wehr­
pflichtigen bei der Erfüllung der Wehrpflicht entste­
hen, regelt der Minister für Nationale Verteidigung.

V. A b s c h n i t t

Sonderbestimmungen für den _ 
Verteidigungszustand

§18
(1) Die Wehrpflichtigen können im Verteidigungs­

zustand einberufen werden, ohne gemustert zu sein. 
Musterungskommissionen werden nicht mehr gebildet. 
Alle Rechte, die sich aus dieser Anordnung für die 
Musterungskommission bzw. Beschwerdekommission 
ergeben, gehen auf das Wehrkreiskommando bzw. 
Wehrbezirkskommando über. Die im Zusammenhang 
mit der Musterung und Einberufung für die Wehr­
kreiskommandos festgelegten Fristen sind nicht mehr 
verbindlich. Über die Art und Weise der Benachrich­
tigung zur Musterung bzw. Einberufung kann das 
Wehrkreiskommando selbständig entscheiden, wenn es 
die Bedingungen des Verteidigungszustandes erfordern.

(2) Für die Verpflichtung von Frauen zu einem Son­
derdienst in der Nationalen Volksarmee gelten die 
gleichen Bestimmungen wie für die männlichen Wehr­
pflichtigen. Mit ihrer Einberufung werden die Frauen 
Angehörige der Nationalen Volksarmee.


